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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 
Az: B 4 AS 197/13 S 
 
L 14 AS 107/13 B ER (LSG Berlin-Brandenburg) 
S 99 AS 25361/12 ER (SG Berlin) 
 
 
 
……………………………………….., 
 
 
 Antragsteller und Beschwerdeführer, 
 
 

g e g e n 
 
 
Jobcenter Berlin Neukölln, 
Mainzer Straße 27, 12053 Berlin, 
 
 Antragsgegner und Beschwerdegegner. 
 

 

 

Der 4. Senat des Bundessozialgerichts hat am 16. Mai 2013 durch den  

Vorsitzenden Richter   Prof. Dr.  V o e l z k e    sowie die Richterinnen    

S.  K n i c k r e h m    und   B e h r e n d  

beschlossen: 

 

Der Antrag des Antragstellers, ihm für das Verfahren der Beschwerde gegen den 

Beschluss des Landessozialgerichts Berlin-Brandenburg vom 23. April 2013 

- L 14 AS 107/13 B ER - Prozesskostenhilfe zu bewilligen und einen Rechtsanwalt 

beizuordnen, wird abgelehnt. 

 

Die Beschwerde des Antragstellers gegen den bezeichneten Beschluss wird als 

unzulässig verworfen. 

 

Außergerichtliche Kosten des Beschwerdeverfahrens sind nicht zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Der Antragsteller begehrt Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhaltes nach dem SGB II im 

Wege des einstweiligen Rechtsschutzes. Das SG Berlin hat seinen Antrag auf Erlass einer ent-

sprechenden einstweiligen Anordnung mit Beschluss vom 7.1.2013 abgelehnt. Die hiergegen 

gerichtete Beschwerde des Antragstellers hat das LSG Berlin-Brandenburg mit Beschluss vom 

23.4.2013 zurückgewiesen. Gegen diesen Beschluss hat der Antragsteller mit Schreiben vom 

27.4.2013 sinngemäß Beschwerde eingelegt und für die Durchführung des Beschwerdeverfah-

rens die Bewilligung von PKH beantragt. 

 

Die Beschwerde des Antragstellers ist unzulässig. Der Beschluss des LSG vom 23.4.2013 ist 

gemäß § 177 SGG nicht mit der Beschwerde an das BSG anfechtbar. 

 

Die Verwerfung des Rechtsmittels des Antragstellers erfolgt ohne Beteiligung der ehrenamtli-

chen Richter in entsprechender Anwendung des § 169 SGG. 

 

Dem Antrag auf Bewilligung von PKH kann nicht entsprochen werden, weil die beabsichtigte 

Rechtsverfolgung aus den vorgenannten Gründen keine Aussicht auf Erfolg bietet (§ 73a Abs 1 

S 1 SGG iVm § 114 ZPO). Damit entfällt zugleich die Beiordnung eines Rechtsanwalts im Rah-

men der PKH (§ 73a SGG iVm § 121 Abs 1 ZPO). 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf der entsprechenden Anwendung des § 193 Abs 1 SGG. 
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